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. Juni ueber fernschreiber ausgesendet
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Lokal:

bilderdiebstahl in der hermesvilla

_ rien 23 6 ( rk ) bisher unbekannte taeter stahlen freitag

►

'
, o

’
und

*

i7 uhr aus der hermesvilla im Lainzer tiergarten,
“ - 1

s “ *

?: z^ rrT » .

11

.

“

o = ict Hin oelbild auf Leinwand , 23,2 x ii,*
lorixl von hans canon . es ist ein oevuxw hh ,

dargestellt ist ein frauenkopf der bekannten operettensaenger

geistlinger
^ it ^ ^ ^ ^ seLDStbUdnis . . markant im f estkostuem * l

aquarell von hans markart , 29 x 17 cm . der gesamtschaden betraeg

etwa 250 . 000 Schilling , ( ka)
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kommunal:
« Bssssaaaaansasss

wiener gemeinderat ( 1)

3 Wien , 25 . 6 . ( rk ) der wiener gemeinderat trat montag unter dem

Vorsitz von gr . mayrhof er ( spoe ) zusammen , der gemeinderat

gedachte anfangs der am 2 . Juni dieses Jahres verstorbenen gr*

hermine f i a l a ( spoe ) . die Sitzung wurde mit einer fragestunde

fortgesetzt.

fragestunde

auf die erste anfrage von gr . a r t h o l d

( oevp ) , wie die in der per albin hansson - siedlung ost auf tretenden

gravierenden maengel , wie zum beispiel schlechte Isolierung , be¬

urteilt werden , antwortete stadtrat hatzi ( spoe ) , dass die

Wohnungen zum bauzeitpunkt den anforderungen der bauordnung ent¬

sprochen haben , die in einigen wenigen faellen auftretenden maengel

werden laufend behoben * auf die erste zusatzfrage,

warum die wohnhaeuserverwaltung massnahmen wie zum beispiel * * tuer-

dichtungen herauszunehmen * • empfiehlt , antwortete hatzi , dass es

dann zu Schwierigkeiten kommen kann , wenn raeume ueberhaupt nicht

geheizt werden , auf die zweite zusatzfrage, wann

die Wohnungen saniert werden und wie die Probleme der abgesperrten
durchlauferhtzer und des laermerregers * * haus der begegnung 1 *

geloest werden , erklaerte hatzi , dass die Sanierung laufend erfolgt,
dass die durchlauferhitzer erhaltungsarbeiten durch die mieter be¬

treffen und dass wegen des hauses der begegnung nach einer loesung

gesucht wird.
auf die zweite anfrage von gr . h a h n ( oevp ) ,

wie die generalinstandsetzung der staedtischen wohnhausanlagen

finanziert werden soll , antwortete stadtrat hatzi ( spoe ) ,
dass darueber derzeit mit dem finanzstadtrat verhandelt wird , auf
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die erste zusatzfrage , ob auch mittel des altstadt*

erhaltungsfonds dafuer verwendet werden , erklaerte hatzi , » ’ dort

wo es moeglich ist , wird man dies tun » * # auf die zweite

z u s a t z f r a g e wie die bis 1958 gebauten 112 . 000 Wohnungen

erhalten werden sollen , verwies hatzi auf die Verhandlungen mit

dem finanzstadtrat , auf das in aussicht gestellte neue mietrecht und

auf die bisher durchgefuehrten massnahmen . ( sei ) ( forts)
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kommunal :
S ’BssxssasKsaictcsxttt

wiener gemeinderat ( 2 ) :
fragestunde ( forts . )

4 wien f 25 . 6 . ( rk ) auf die 3 . a n f r a g e von gr , t» u s 8 -

bäum ( spoe ) , ob die Verwendung eines lasercontainers im zuge des

nationalratswahIkampfes der oevp vom magistrat genehmigt worden sei,

antwortete stadtrat n e k u l a , dass es bei der kommiss ^ o^

nierung im hinblick auf die blendungsgefahr sowie die Wirkung auf

das äuge einwaende gegeben habe , die firma wurde beauftragt , zu-

saetzliche gutachten vorzulegen , dies ist aber nicht geschehen , auf

eine zusatzfrage bezueglich der auf einem anderen Stand¬

ort dann doch stattgefundenen ausstrahlung erklaerte nekula , dass

fuer diese keine genehmigung gegeben worden sei . auf eine zweite

zusatzfrage, was er in Zukunft gegen eine solche vorgangs¬

weise zu tun gedenke , appellierte nekula an alte Parteien , sich im

zuge von wahlkaempfen an gesetz © und Verordnungen zu halten.

auf die 4 . anfrage von gr . dr . hirnschall

( fpoe ) , wie er die tatsache begruende , dass eine zunehmende zahl

von spitzenbeamten in keiner ihren dienstraengen und bezuegen ent¬

sprechenden Verwendung stehe , stellte buergermeister g r a t z

fest , dass dies eine einschaetzungsfrage ist . der mit der inneren

Organisation des magistrats betraute beamte ist nicht der meinung,

dass diese einschaetzung richtig ist . in einer zusatzfra-

g e nannte dr . hirnschall namentlich die obersenatsraete engel-

berger , helmreich , sokolowski sowie baudirektor seda . gratz ant¬

wortete , er koenne fuer diese beamten eine reihe von sonderverwen-

dungen anfuehren , die sehr wohl ihrer Qualifikation und ihren be¬

zuegen entsprechen , was fuer Politiker selbstverstaendlich ist,
naemlich dass ihre Qualifikation oeffentlich diskutiert wird , halte
er aber fuer beamte fuer unzumutbar , auf eine zweite zusatz-
f r a g e , ob die Verwendung dieser beamten sachliche oder per-
soenliche motive habe , erklaerte gratz , dass aufgrund der weisungs-
gebundenheit persoenliche motive ausfallen . er sei im uebrigen
bereit , dr . hirnschalt genaue auskuenfte ueber die Verwendung dieser
beamten zu geben , nicht aber , aus ruecksicht auf die beamten , dies
oeffentlich zu tun . * /.
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die 5 . anfrage wurde zurueckgezogen.

auf die 6 . anfrage von gr . h 0 f f m a n n ( oevp ) , was

er ln den letzten sechs monaten fuer die rettung des wacker - platzes

unternommen habe , stellte stadtrat s c h 1 e d e r fest , dass

gespraeche mit allen zustaendlgen stellen gefuehrt wurden , dabei

zeigte sich eine erfreuliche bereltschaft zur hilf . , ankauf »Verhand¬

lungen wurden wieder aufgenommen und auf der basls eines Liegen¬

schaftstausches fortgesetzt , die Verhandlungen lassen einen posi¬

tiven abschluss erhoffen , auf die z u s a t a - • ■>
*le ' ' um

er als sportstadtrat nicht die Verhandlungen mit dem bund gefuehrt

habe , stellte schieder fest , dass er gewohnt sei , nach de

fassungsmaessigen zustaendlgkelten vorzugehen , auf die frage , wann

in der fragewacker - platz ein endgueltlges ergebnls zu erwarten sei,

erklaerte schieder , dies derzeit noch nicht sagen zu koennen . er

sei aber an einem raschen ergebnls interessiert , ( ger,-
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kommunal :
8S8SSCSSSSSSSS3BS : S

wiener gemeinderat ( 3 ) s
fragestund © ( forts . )

5 Wien , 25 . 6 . ( rk) auf die siebente anfrage
von gr . mag . k a u e r ( oevp ) , ob man die Kompetenz der flur-
Schutzpolizei auch auf die oeffentliehen Parkanlagen erweitern
koenne , gab stadtrat schieder ( spoe ) einen ueberblick ueber
die Kompetenz der oeffentliehen organe * die flurschutzpolizel sei
zum feldschutz und urspruenglich auch zum schütz der Landeskultur
vorgesehen , es sei daher zu bezweifeln , dass ihre komptenz auch
auf parkanlagen uebertragen werden koenne . es sei zu ueberlegen,
eigene organe der oeffentliehen aufsicht einzusetzen , was jedoch im
wege eines landesgesetzes geschehen muesste . derzeit wird geprueft,
ob anlaessllch der novellierung des naturschutzgesetzes die befug«
nisse der organe der wiener naturwacht auf den bereich von park-
und gruenanlagen ausgedehnt werden koennen . auf die erste
zusatzfrage ob buerger ehrenamtlich zur ueberwachung der
Parkanlagen herangezogen werden , antwortete schieder , dass er an
der ueberwachung der parkanlagen , welcher art auch immer , stark
interessiert sei , um die Sicherheit und erholung der wiener buerger
zu garantieren , auf die zweite zusatzfrage die
eine Wiederholung der ersten darstellte , stellte schieder noch¬
mals klar , dass selbstverstaendlich die abslcht der ueberwachung
bestehe und lediglich die frage der Kompetenz beziehungsweise der
moeglichkeiten der ueberwachung geprueft werden muesse.

auf die achte anfrage von gr . dkfm bauen
( fpoe ) nach der verlaengerung des laermschutzwalls bei der per
albln - hansson - siedlung antwortete stadtrat n i t t e l ( spoe ) ,
dass derzeit ein computermodelt sowie technische unterlagen fuer
die verlaengerung des laermschutzwalls ausgearbeitet werden « laerm-
schutzmassnahmen sind jedoch vom bundesministerium fuer bauten und
technik zu genehmigen und muessen bestimmte Voraussetzungen erfweiten«
auf die erste zusatzfrage nach der beendigung
dieser Untersuchungen meinte nittel , dass ein exakter termin noch
nicht genannt werden koenne . ( ba ) ( forts)
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kommunal s

wiener gemeinderat ( 4 ) s

fragestunde ( forts « )

7 wieti , 25 . 6 . ( rk ) die neunte Anfrage von gr.

dKf .». e b e r t ( oevp ) , welche massnahmen zur sicher Stellung der

zu stellungsmoeglichk eiten tuer die nahversorgungsbetrlebe im zuge

der aktion " fluessiger verkehr * * getroffen wurden , beantwortet

stadtrat n i t t e l ( spoe ) : im sinne des arbeitsprogramms wurd«

ein bevorzugtes strassennetz von 285 kilometer la . nge testgelegt,

ln dem eine verstaerkte ueberwachung der geltenden Vorschriften er¬

folgt . zusammen mit anderen massnahmen soll die fluessigkeli es

Verkehrs gewaehrlelstet werden , die halteverbote in der waehrlnger

Strasse , neustiftgasse , burggasse , wienzeile gestatten eine ent¬

sprechende ladetaetigkeit . den massnahmen haben die betrieb # in

den besprechungen der kommissionen zugestimmt.
, Q . „ eatzfrage: geschaeftsleute klagen

ueber ^ u geringe zustellungsmoeglichkeiten und parkmoeglichk . iten

fuer kaeufer . welche positive massnahmen fuer parkgarageo und er -»

Weiterung der ladezonen wurden getroffen?

a n t w o r t : sicher ist ein ganzes buendel von massnahmen

erforderlich und nicht nur eine einzige , was kritik an den lade¬

zonen in der neustiftgasse und burggasse betrifft , wird man zu¬

sammen mit der bezirksvertretung eine neubegutachtung vornehmen,

mehr hochgaragen innerhalb des guertels werden sicher gebrauch:

Schwierigkeiten bereitet es Jedoch , geeignete flaechen zu finden.

zweite zusatzfrage: wie weit ist man bereit,

die massnahmen mit der wohnbevoelkerung und der geschaeftswelt abzu-

sprechen ? ^ _ .
a n t w o r t s dazu ist man durchaus bereit , aber die gesamt-

wirtschaftlichen Interessen muessen dabei beachtet werden , ueber

den dauerparkplatz eines geschaeftsmannes in einer ladezone kann es

keine Volksabstimmung geban * ^
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die zehnte a n f r a g e von gr . f u e r s t ( oevp ,

wie hoch die schaeden sind , die 1978 von vandalen an den einrich-

tungen der Verkehrsbetriebe angerichtet wurden , beantwortete

ebenfalls stadtrat n i t t e l : insgesamt betrug 1978 der schaden

durch vandalenakte 5,318 . 000 Schilling , davon entfielen

auf Schienenfahrzeuge , in denen sitze , halteschlauf en etc . be-

schaedigt wurden , 4,484 . 000 s . in Stationen und an wartehaeuschen

wurde ein schaden von 826 . 000 s angerichtet , in autobuss *« « in

schaden von rund 8 . 000 s . eine aufstellung ueber vandalenakte im

mal d . jahres , mit nennung von bestimmten Schwerpunkten , wurde der

potizei uebermittelt.
erste zusatzfrage : wie weit sind Verhand¬

lungen mit der polizei , um kriminalbeamten fahrtberechtigungsaus-

weis © zur verfuegung zu stellen?

a n t w o r t : das kann ich momentan nicht konkret beantwor¬

ten . durch den verstaerkten einsatz von Zivilkontrollen , die

koordiniert mit der polizei eingesetzt werden , ist jedocr eine

verstaerkte ueberwachung gewaehrLeistet.

zweite zusatzfrage : sind sie bereit , einen

antrag einzubringen , dass kriminalbeamten beim vorweis der dienst-

marke die fahrt gestattet wird?

a n t w o r t : ich bin zu Jeder sachlichen debatte ueber

Verbesserungen bereit , ( smo ) ( forts . )
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xssaasasssssassss

wiener gemeinderat ( 5 ) :
fragestunde ( Schluss)

8 Wien , 25 . 6 . ( rk ) auf die 11 . a n f r a g e von gr*
rosenberger ( spoe ) ,welche erfahrungen bisher mit dem

umleitungsverkehr im Zusammenhang mit den instandsetzungsarbeiten
an der nikolaibruecke gewonnen werden konnten , antwortete stadtrat
n i t t e l ( spoe ) , dass sich di © wechselfuehrung ( bei tag durch
die auhofStrasse , bei nacht ueber die wientalstrasse ) , als wirksam
erwiesen habe , um die belaestigung der bevoelkerung moegtichst
gering zu halten , der verkehr habe bisher ohne Stauungen abge¬
wickelt werden koennen . auf die erste zusatzfrage,
ob der Zeitplan fuer die fertigstellung der nikolaibruecke ein¬
gehalten werden koenne , antwortete nittel , dass derzeit * nicht mit
groesseren Schwierigkeiten zu rechnen sei , dass aber solche im zuge
der arbeiten erst sichtbar werden koennten.

auf die 12 . a n f r a g © von gr. sallaberger
( spoe ) , wie der Zuspruch der wirtschaftstreibenden bei der aktlon
baurechtsgruende gewesen sei , antwortete stadtrat m a y r ( spoe ) ,
dass die aktion seinerzeit eingerichtet wurde , um vor allem kleineren
betrieben die neugruendung zu erleichtern , die ersten gruende auf
dem iberisweg sind fast zur gaenze vergeben , es sind 18 ansiedlungen
erfolgt , zwei parzellen sind noch frei , auf den draschegruenden¬
ost sind derzeit zehn parzellen verfuegbar . auf die
erste zusatzfrage , ob ein trend bemerkbar sei , dass
firmen , die sich im umland angesiedelt haben , wieder nach Wien zu-
rueckkehren , antwortete mayr , dass sich bereits einige firmen im
zuge von betriebsansiedlungen wieder in Wien ansiedeln , dass
sich aber auch betriebe , die bisher traditionell im umland ange¬
siedelt waren , nun in Wien ansiedeln , auf die zweite
zusatzfrage,ob daran gedacht sei , eine aenderüng des
flaechenlimits von 2 . 000 quadratmeter herbeizufuehren , antwortete
mayr , man sollte diese groesse nicht ueberschreiten . allerdings
koennte durch Zusammenlegung oder zukauf durch einzelne firmen
eine vergroesserung ihrer grundstuecke erreicht werden , die aktion
soll fortgesetzt werden » /
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auf die 13 . anfrage von gr * freinberger
( spoe ) , welche ergebnisse die begleitenden massnahmen bei ein»
fuehrung der abwassergebuehr zeitigten , antwortete mayr , dass eine
Zunahme des Wasserverbrauchs in Wien gestoppt werden konnte * die
nichtrueckzahlbaren investltionszuschuesse werden sehr gerne in
anspruch genommen * auf die erste zusatzfrage,
wie viele betriebe bisher von der aktion erfasst wurden , antwortete
mayr , dass bisher 31 antraege im rahmen dieser aktion eingebracht
wurden , fuer die zuschuesse von 2,8 raillionen s geleistet wurden,
auf die zweite zusatzfrage , ob die abslcht be¬
steht , die foerderungsmassnahmen fortzusetzen , antwortete mayr , dass
die aktion mit erreichen der vollen abwassergebuehr auslaufen
werde.

auf die 14 . a n f r a g e von gr . dr . n o w a k ( spoe ) , was
unter der " vrv 99 zu verstehen sei , antwortete str . mayr, dass
die 99 Voranschlags - und rechnungsabschlussverordnung " auch fuer
Wien bindend sei . sie wird erstmals beim Voranschlag 1980 zum
tragen kommen , auf die erste zusatzfrage, welche
unterschiede zur bisherigen vorgangsweise bestehen , antwortete
mayr , dass derzeit nach geschaeftsgruppen vorgegangen werde,
waehrend die vrv die gliederung in zehn funktionelle bereiche vor¬
sehe , die von den geschaeftsgruppen unabhaengig sind , auf die
zweite zusatzfrage, welche Vorkehrungen zur ein-
fuehrung der vrv ergriffen wurden , antwortete mayr , dass mit ein-
fuehrung der vrv die haushaltsrechnung auf datenverarbeitung umge¬
stellt wurde und die Verrechnung des jahres 1979 parallel im her-
koemmlichen verfahren und nach der vrv als probedurchlauf durchge-
fuehrt wird , ( and ) ( forts)
1150
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wiener gemeinderat ( 6 ) :
anfragen und antraege

9 Wien , 25 * 6 . ( rk ) nach der fragestunde setzte der gemeinderat
seine beratungen mit der normalen tagesordnung fort , dem gemeinde¬
rat lagen drei anfragen der oevp und eine anfrage der fpoe vor.
we* ter stellte die oevp den antrag f in den staedtischen
dienststellen sinmal in der woche einen parteienverkehr bis 19 uhr
einzurichten , die fpoe stellte den antrag , eine schuelernetz-
karte einzufuehren . die bezirksvertretung fwer den
7 * bezirk stellte sieben antraege* sie be¬
treffen den ankauf der stiftskaserne , die errichtung einer freihand-
buecherei , die verhaengung einer zeitlich begrenzten bausperre im
gebiet zwischen museumsstrasse und kirchengasse , die umschaltung
von Verkehrsampeln in der nacht auf f# gelb ” , die ausgestaltung der
fyssgaengerzone spittelberg und eine aenderung des strassenbelages
in dieser zone . die bezirk svertretung fuer den
21 . bezirk beantragte eine fussgeherbruecke ueber
die neue donau . die antraege wurden den zustaendigen ausschuessen
ueberwiesen.

anschliessend waehlte der gemelnderat 23 mitglieder in die ge-
meinderaetliche Personalkommission und bestellte die mitglieder
der gemeindebezirkskommissionen«

an stelle der verstorbenen gr . hermine fiala ( spoe ) wurde ing.karl s v o b o d a ( spoe ) als neuer gemelnderat angelobt.
in den verschiedenen gemelnderatsausschusssen wurden folgende

mitglieder neu gewaehlt . gr . ing . s v o b o d a ( spoe ) in den aus-
schuss fuer personal - und rechtsangelegenheiten , gr . Ludwig
( spoe ) in den ausschuss fuer finanzen und wirtschaftspölitlk , gr.
ing , s v o b o d a ( spoe ) in den ausschuss Stadtplanung , gr . gabrie-la t r a x l e r ( spoe ) in den ausschuss vermoegensverwaltung,
städtische dienstleistungen und konsumentenschutz sowie gr.
drosch ( spoe ) in den kontrollausschuss . gr , leopoldine
P f a u s e r ( spoe ) wurde als mitglied in das kuratorium wiener
Jugendheime und gr . m i c h a l i c a ( spoe ) in den ueberwachunga-
ausschuss der bediensteten der stadt Wien, ( sei ) ( forts )
1257
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wiener gemeinderat ( 7 ) :
debatte ueber rechnungsabschluss

10 wien , 25 . 6 . ( rk ) bei einnahmen von 49,7 milliarden und aus-

gaben von 49,3 milliarden schliesst der rechnungsabschluss 1978 mit

einem reehnungsrwaessigen ueberschuss von 342 milllonen , erklaerte

finanzstadtrat m a y r ( spoe ) , der als berichterstatter die
debatte ueber den rechnungsabschluss 1978 einleitete , die Verschul¬

dung nahm im Jahr 1978 um 3 . 602 Millionen zu , die rueck lagen ver¬

minderten sich um 346 milllonen , so dass de facto um 3. 948 Millionen

mehr ausgegeben wurde , als die laufenden einnahmen betrugen.
die schuldenaufnähme war weder zufall noch parme , sondern aus-

druck einer Politik , fuer die die erhaltung der votlbeschaeftigung
und eines moegliehst hohen lohnniveaus im Zentrum standen , wie er¬

folgreich Wien in der arbeitsplatzsicherung war , zeigen zwei Zah¬
lern die durchschnittliche arbeitslosenrate betrug 1978 in Wien

1,4 prozent und die zahl der offenen stellen lag im Jahresdurch¬
schnitt um 36 Prozent ueber der zahl der arbeitslosen.

es stimmt , dass in den letzten Jahren die Verschuldung Wiens
tendenziell zugenommen hat . bei einer diskussion ueber den schul-
denstand sollten Jedoch zwei dinge beruecksichtigt werden * Wien ist
das einzige bundesland , wo nennenswerte betraege fuer den kommunalen
wohnbau im schuldendienst auf scheinen , und Wien ist ebenfalls das
einzige bundesland , wo die schuldenaufnahmen fuer die energiever-
sorgung im budget auf scheinen.

stadtraf mayr ging im weiteren speziell auf die problemkreise
wohnbau , krankenanstalten und verkehr ein . die erhaltung des wohn-
hausbestandes macht uns schwere sorgen , erklaerte mayr . Wiens wohn-
haeuser sind dringend verbesserungswuerdig und daher beobachtet man
von Wien aus die derzeitige entwicklung auf dem mietenrechtssektor
mit besonderem Interesse , es ist zu hoffen , dass eine loesung gefun¬
den wird , dass ueber die mieten soviele mittel hereinkommen , dass
die erhaltung gesichert ist . dabei muessen die rechte der mieter
aufrecht erhalten bleiben , es darf keine hausherrenrente entstehen
und es muessen begleitmassnahmen auf dem sozialen sektor gesetzt
werden.
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ln wlens spitaelern konnte im verjähr die zahl der pflegetage

deutlich gesenkt werden , das war durch einen erhoehten personalem-

satz sowie durch den einsatz technischer Hilfsmittel » oeglich.

Wiens spltaeler sind leistungsfaehiger als spitaeler in anderen

bundeslaendern . dies wird zum belspiel durch einen vergleich mit

oberoesterrelch deutlich , auf Wiens spitaeLer entfallen 20,4 Pro¬

zent aller oesterreichischen pflegetage - im gegensatz dazu wohnen

ln Wien 21,6 prozent der oesterreichischen bevoelkerung . auf oeber»

oesterreich entfallen 19,06 prozent der pflegetage - bei einem

bevoelkerungsanteil von 16,4 prozent . in diesem vergleich ist

nicht beruecksichtigt , dass in Wien rund 20 Prozent der pflegetage

auf nichtwiener entfallen - der vergleich wuerde bei beruecksicr,-

tigung dieser tatsache noch guenstiger fuer wien ausfallen . es

muss daher der von oberoesterrelch erhobene vorwurf , dass die spi¬

taeler mit dem hoechsten abgang die geringste Leistung erbringen,

energisch zurueckgewiesen werden , dies trifft sicherlich nicht auf

die neuen spitaeler in Vorarlberg , niederoesterreich , burgenland

oder in Wien zu*

mayr erinnerte weiter , dass in Wien fuer den oeffentliehen

auch fuer den Individualverkehr nach wie vor hohe aufWendungen

getaetigt werden , das im fruehjahr dieses Jahres mit dem bund er¬

zielte uebereinkommen ueber den weiteren ausbau der u- bahn und der

Schnellbahnen wird sich sehr positiv auswirken.

abschliessend ging mayr nochmals auf die wirtschaftliche ent-

wlcklung ein . nach einer Untersuchung des wiener Instituts fuer

Standortberatung , einer gemeinsamen einrichtung der Stadt wie « und

der wiener Handelskammer , wurde in den letzten Jahren die wachstums-

dlfferenz zwischen dem oesterreichischen nationalprodukt und dem

wiener reglonalprodukt verringert , dieses ergebnis stellt der

Stadtverwaltung ein gutes Zeugnis aus . in Zukunft wird man vor allem

die Situation in der bauwirtschaft genau beobachten muessen . die

dringend notwendige erhaltung der wohnhaeuser wird sich positiv auf

den hochbau auswirken , allerdings , und das sollt » man nicht vergessen

gehen schon Jetzt von den wiener budgets enorme Impulse auf das

baugeschehen in wien aus . allein im Jahr 1978 wurden 13,3 milliarden

ausgegeben , mit denen auftraege an das baugewerbe und das bauneben-

gewerbe erteilt werden konnten , ( sei ) ( forts)
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wiener gemeinderat ( 8 ) :

rechnungsabschluss ( forts)

11 Wien , 25 . 6 . ( rK ) der rechnungsabschluss ist immer eine
» » stunde der Wahrheit » » , erktaerte gr » dr . hirnschalt
( fpoe ) als erster debattenredner * die Wahrheit sei ernster , als
der finanzstadtrat zuzugeben bereit sei . die Interpretation und
kommentierung des rechnungsabschlusses durch die verantwortlichen
sei irretuehrend * diese interpretation werde durch eine haushatts-
ordnung erleichtert , die es zum unterschied von normalen usanc # *
moeglich mache , aufgenommene schulden den ordentlichen einnahmen
zuzurechnen und auf diese weise aus einem defizit einen ueberschuss
zu machen.

gegenueber den budgetansaetzen fuer das jahr 1978 seien
deutliche veraenderungen festzustellen . so gab es etwa einen uner¬
warteten einnahmenzuwachs von einer halben milliarde durch eine Um¬
satz steuergutschritt des finanzamtes . beim u - bahn - bau und beim
allgemeinen krankenhaus wurden ausgabenkuerzungen verzeichnet * zu-
saetzliehe Kredite von 1 * 100 millionen wurden aufgenommen , es werde
zwar , taut presseinformation des finanzstadtrates , der gesamt-
schuIdenstand per 31 . 12 . 1978 mit 25,2 miltiarden ausgewiesen , gleich
zeitig aber die behauptung aufgestellt , dass dies fremdmittel seien,
die den haushalt der stadt kaum belasten , diese behauptung sei
falsch , erktaerte hirnschall , vielleicht koenne man sich noch einige
monate auf die formale betrachtzungsweise zurueckziehen , dass das
zum ueberwiegenden teil Kredite fuer die stadtwerke sind , die
fuer das budget der hoheitsverwaltung nur eine durchlaufpost dar-
stetlen . diese » » voget - strauss - potitik » * werde man aber bald
auf geben muessen . die schulden der stadtwerke betragen 18 milliard8n
der eigenkapitalanteil ist auf 24 Prozent gesunken , eine sanierungs-
und entschuldungsaktion fuer die wiener stadtwerke komme daher
unausweichticn . angesichts dieser Perspektive sei es realitaets-
fremd , wenn man erklaert , dass die Stadtwerkeschulden den haushalt
nicht belasten . *
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die anforderungen an den kommunalen haushalt werden in den

naechsten Jahren weiter steigen , die bauraten fuer das allgemeine
krankenhaus werden hoeher , der bau des krankenhauses ost wird not¬

wendig . die betriebskosten in den spitaelern steigen , eine aehnliche

Situation zeige sich beim u - bahn - betrieb * auch hochwasserschutz

und donauinsel seien zu einem grossen teil noch zu finanzieren.

die bemuehungen , arbeitsplaetze zu schaffen , sind angesichts der

arbeitsmarktsituation verstaendlich . es sei aber die frage aufzu¬

werfen , ob es auf diesem gebiet in den letzten Jahren nicht ver-

saeumnisse gegeben hat * ein viertel der in den letzten zehn Jahren

abgewanderten betriebe - 151 mit 4 . 900 arbeitsplaetzen - seien als

echte abwanderungsverluste einzustufen * diese betriebe hatten ur-

spruenglich keine feste absicht , Wien den ruecken zu kehren , sie sind

fortgegangen , weil sie zuwenig hilf « Stellung von seiten der stadt

bekommen haben , ein bruchteil der summe , die Jetzt von der stadt

Wien und vom bund aufgewendet werden muss , um , f general motors * * nach

aspern zu bringen - wo Jeder arbeitsplatz mit rund einer million

subventioniert wird haette ausgereicht , um jene abwanderungen zu

verhindern , die jetzige finanzielle Sackgasse der stadt Wien sei auf

eine haeufurig von fehlleistungen zurueckzufuehren , auf eine summe

mangelhaft vorbereiteter entscheidungen , auf die unfaehigkeit,
prioritaeten zu setzen , auf eine * » finanzpolitik der leichten hand * * ,
die fpoe sei immer gegen eine leichtfertige finanzpolitik ange¬
treten und sehe sich auch diesmal nicht in der läge , dem rechnungs-
abschluss zuzustimmen , ( ger ) ( forts)
1304 I

wiener gemeinderat ( 9 ) : j
rechnungsabschluss ( forts ) j

12 Wien , 25 . 6 . ( rk ) als bewusste Verschleierung der tat-
saechlichen budgetsituation bezeichnete gr . dkfm . dr * w 0 e b e r j
( cevp ) den rechnungsabschluss 1978 . der ueberschuss von 342
millionen sei darauf zurueckzufuehren , dass die zusaetzlichen
Schuldenaufnahmen als mehreinnahmen bilanziert werden , die
meisten sogenannten mehreinnahmen seien auf grund von unterbudge-
tierungen zustande gekommen , insgesamt sei das Investitionsvolumen
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von 21,9 Prozent im jahr 1977 auf 20,9 Prozent im - jahr 1978 zurueck-

gegangen . auch im vergLeich zum bund habe die Stadt wien eine

geringere Zuwachsrate bei den Investitionen zu verzeichnen.

ungenaue budgeterstellungen gab es auch in » baubereich , besonder®

bei den grossprojekten . bei den baustelten der stadt Wien werden

vorhandene gelder nicht verbaut , das kontrollarnt habe wiederholt

auf das fehlen von bauzeitplaenen hingewiesen * die oevp fordere daher

eine neuordnung des bauwesens und der baudirektion , um die vor¬

handenen mittel besser einsetzen zu koennen und das baugeschehen

rascher voranzutreiben.
der rechnungsabsch luss stelle eine zaesur in der finanzpolitik

der stadt dar * erstmals mache die Verschuldung mehr als 50 Prozent

des budgets aus . die pro - kopf - Verschuldung sei auf 30 . 000 s an¬

gestiegen . besonders trist sei die Situation bei den Verkehrsbe¬

trieben , wo die aufgenommenen mittel zu 85 Prozent fuer den schulden¬

dienst verwendet werden.

gr . woeber stellte folgende antraeges die stadt Wien moege

den wiener Verkehrsbetrieben ausreichend mittel zur verfuegung

stellen und die wiener verkehsbetriebe moegen ihrerseits einen

mittelfristigen finanz - und investitionsptan erstellen*

die stadt Wien moege kalkutationen fuer die fotgekosten ihrer

grossprojekte in auf trag geben und mehrere Varianten fuer die ent-

wicklung des steigenden energiebedarfes erstellen lassen*

ausserdem machte gr . woeber den Vorschlag fuer eine Studie , die

die Verschuldung der stadt Wien sowie den schutdendienst fuer die

naechsten jahre berechnen soll , zum vertrag zwischen dem bund und

der stadt Wien sei ein Zeitkostenplan zu erstellen * woeber wieder¬

holte auch die forderung der oevp , dem kontrotlamt eine verfassungs-

maessige unabhaengikeit weisungsfrei vom buergermeister garantieren*

die oevp wird dem rechnungsabschluss 1978 nicht zustimmen , stellte

woeber abschliessend fest , ( ba ) ( forts)
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kommunal:

wiener gemeinderat ( 10 ) :

rechnungsabschluss ( forts . )

13 wlen , 25 . 6 . ( rk ) mit fragen der Holding , deren gruendung vor

fuenf jahren beschlossen worden war , beschaeftigte sich gr.

s c h w e d a ( spoe ) . diese zeltspanne rechtfertigt es sicherlich,

zu untersuchen , ob die beschlossenen grundsaetze und Zielsetzungen

erfuellt wurden , das kann auch bei strenger pruefung bejaht werden,

die beschluesse erfolgten seinerzeit einstimmig , eine solche grund-

saetzliehe einstimmigkeit waere auch in zukunf t wuenschenswert , was

jedoch nicht eine kritische beurteilung im einzelfall ausschlies-

sen soll , wirtschaftliche fragen sollten jedoch nicht gegenständ

politischer alltagsauseinandersetzungen sein.

einige zahlen aus dem geschaeftsbericht der holding fuer 1978:

es konnte eine Umsatzsteigerung um 6,3 Prozent von 5,3 milliarden

auf 5,6 milliarden verzeichnet werden , die Investitionen stiegen

im konzernbereich geringfuegig und betrugen fast 2 milliarden * der

reingewinn betraegt per 1978 36,6 millionen , das ist gegenueber dem

vorjahr eine Steigerung um 27 Prozent , die erfolge der holding

koennen aber nicht in jedem fall ln bilanzziffern gemessen werden,

sondern in der erfuellung der gemeinwirtschaftlichen Zielsetzungen*

so gesehen , kann man mit dem vergangenen jahr zufrieden sein , die

holding ist ein wirksames Instrumentarium zur Wahrnehmung wichti¬

ger aufgaben im dienstleistungs - und versorgungsbereich und eine

wesentliche stuetze fuer die stadt wien bei der durchfuehrung wirt-

schaftspolitischer massnahmen * unvorhersehbare wirtschaftliche Ent¬

wicklungen und personelle Probleme koennten auch in hinkunft sorge

bereiten , entscheidend ist aber , dass sie rechtzeitig erkannt und

gesteuert werden , dass in personellen fragen unverzueglich das

notwendige getan wird , tatsachen und nicht Vermutungen muessen je¬

doch die richtschnur des handelns sein.

bei dieser gelegenheit sollte auch etwas zu den immer wieder

auf tauchenden f orderungen nach Privatisierung gesagt sein , er-

hebungen in Oesterreich und auch im ausland , auf die man sich dabei

beruft , sind nicht ueberzeugend . in Oesterreich gibt es keinen
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fall von wirtschaftlicher oder kommunalpolitischer relevanz . in
auslaendischen einzelfaellen werden die gemeinden nicht entlastet,
sie muessen defizite tragen oder Leistungen , die der private nicht
erbringen kann , uebernehmen . die privatwirtschaftliche taetigkeit
der gemeinde kann nicht als Selbstzweck angesehen werden , sondern
ist ein Instrument , den an die gemeinschaft gerichteten forderungen
nach verschiedensten Leistungen gerecht zu werden , die diskussion
um Privatisierung soll nicht grundsaetzlich in frage gestellt wer»
den . es ist ein merkmal der demokratie , getroffene entscheidungen
dauernd auf ihre gueltigkeit zu ueberpruefen . es erscheint aber nicht
vertretbar , aus ideologischen ueberlegungen heraus , einrichtungen
wie die privatwirtschaftliche taetigkeit der gemeinde in frage zu
stellen , deren notwendigkeit sich bereits durch Jahrzehnte be¬
wiesen hat . der eindruck , dass privatwirtschaftliche taetigkeit aus
prestigedenken erfolgt , ist falsch , in den fuenf Jahren beschlosse¬
nen grundsaetzen , hat die Stadt Wien ausdruecklich normiert , dass
die kommunale beteiligungspolitik in bereichen erfolgt , die von
der privatwirtschaft nicht oder nicht ausreichend bedient werden,
entscheidend ist wohl auch die Zielsetzung , dass nicht primaer auf
die gewinnerzielung , sondern auf bestmoegliche erfuellung der
kommunalen aufgaben hingewirkt wird.

selbstverstaendlich gehoert kontrotle in die Verwaltung und
in die Wirtschaft , bei der gruendung der holding wurde daher auf
begleitende kontrolle groesster wert gelegt , um fehtentwickLungen
schon in den ansaetzen korrigieren zu keennen « dies scheint durch¬
aus gelungen zu sein , es stehen zahlreiche kontrollorgane zur ver-
fuegung - von den aufsichtsraeten der holding und deren teilorgani-
sationen , zwei gemeinderatsausschuessen , der beteiligunaskommission
und dem kontrollausschuss bis zum kontrollamt der Stadt Wien und
dem rechnungshof . schweda gab zu ueberlegen , ob nicht die beteill-
gungskommission aufgeloest werden sollte , da sie unter * anderen
Voraussetzungen geschaffen wurde , die kontrolle sollte nicht
hypertroph wirksam sein.

die in bemerkenswerter kooperation gewonnenen erfahrungen lassen
hoffen , dass die holding weiterhin erfolgreich arbeiten kann , ( smo)
( f orts . )
1345
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kommunal:
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wiener gemeinderat ( 11 ) :
rechnungsabschluss ( forts . )

15 wien f 25 . 6 . ( rk ) str . n e u s s e r ( oevp ) kritisierte,
dass grosse firmen , wie cincinatti , philips und general motors,

grosszuegige foerderungen gewaehrt werden , waehrend die klein-

und mittelbetriebe seiner ansicht nach zu wenig unterstuetzt wer¬

den * in den naechsten jahren werden 700 kleine werkstaettenbe-

triebe zu einer standortveraenderung gezwungen werden , erklaerte

neusser weiter , wodurch viel © arbeitsplaetze in gefahr geraten
wuerden . es muessen die arbeitsplaetze bei den kleinen und mittle¬

ren betrieben gesichert werden , in Wien seien zwischen 1964 und

1978 20 . 000 arbeitsplaetze verloren gegangen , vor allem in gross¬
betrieben . die klein - und mittelbetrlebe haben diese arbeitskraef-
te aufgenommen . es sei auch fraglich , ob philips und general motors

lehrlinge aufnehmen werden , neusser stellte den a n t r a g , die

im budget 1979 vorgesehenen mittel von 25 millionen Schilling fuer

die kleinbetrlebszuschussaktion auf den anfallenden bedarf zu er-

hoehen , die von der wiener Handelskammer vorgeschtagene aktion zur

foerderung von lehrplaetzen durch den gemeinderat zum beschluss zu

erheben , und schliesslich , die Stadt wien sollen eine aktion zur

foerderung von werkstaettenhoefen ins leben rufen , wobei darauf

bedacht zu nehmen sei , dass die monatliche miete in diesen gewerbe-
hoefen 30 s pro Quadratmeter nicht uebersteigt.

einen vergleich mit der budgetdebatte 1978 stellte gr . s a l -

laberger ( spoe ) her . damals waren alle redner einig , dass

1978 ein schwieriges wirtschaftsJahr sein werde , die anti 2 yklische

Wirtschaftspolitik sei zweifellos die ausgangsposition dafuer gewe¬

sen , dass sich die Wirtschaft bei uns nicht so unguenstig
wie in anderen industrienationen entwickelt habe , das wiener

budget koenne mit dem der anderen bundestaender wegen der hier

notwendigen massnahmen fuer verkehr und wohnbau nicht in relation

gesetzt werden.
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man muesse ueberlegen , die kosten dort äugelten zu Lassen,

wo sie entstehen , fuehrte sallaberger weiter aus , wo es sozial

notwendig ist , muesse die Sozialhilfe eingreifen . der vorwurf , der

bund behandle Wien stiefmuetterlich , koenne keinesfalls aufrecht¬

erhalten werden , sallaberger wies dabei auf den vertrag zwischen dem

bund und der Stadt Wien hin , auf grund dessen mittet fuer ganz

grosse Projekte bereitgestellt werden , das Investitionsvolumen der

klein - und mittelbetriebe habe in den letzten jahren gigantisch

zugenornmen . das sei ein Zeichen dafuer , dass die wiener wirtschafts¬

treibenden die wiener wirtschafts - politik positiv sehen , die ein-

stellung mehrerer kreditaktionen im jahre 1977 sei durch die tat-

sache begruendet , dass dadurch die Inanspruchnahme der foerderung

durch den bund staerker herangezogen werden sollte , die tatsache,

dass sich die general motors in Wien ansiedelt , sei auf die -

wirtschaftliche , politische und soziale stabilitaet in unserem Land

zurueckzufuehren . es sei ein positives anzeichen , dass sich be¬

triebe aus dem unland wieder in wien ansiedeln , dass aber auch be¬

triebe , die bisher im umland situiert waren , Wien zum Standort

waehlen . ( and ) ( forts)

1405
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wiener gemeinderat ( 12 ) :
rechnungsabschluss ( forts)

17 wien , 25 * 6 . ( rk ) der finanzausgteich fiel fuer Wien unter
der oevp - regierung guenstiger aus , erklaerte gr . h a h n ( oevp ) ,
allein zwischen 1970 und 1978 ist der anteil der einnahmen aus dem

finanzausgteich am gesamtbudget von 35 Prozent auf 26,7 Prozent
gesunken , im laufe des letzten finanzausglelches zwischen 1973 und

1979 gab es mehrmals steuererhoehungen , an denen die laender und
gemeinden nicht beteiligt wurden,

Wien verlor dadurch jaehrlich rund 3 bis 3,5 milliarden und
haette 1978 an die 17 milliarden erhalten muessen.

stadtrat m a y r ( spoe ) erklaerte , dass im Voranschlag 1978
durch den wiener gemeinderat eine weit hoehere ermaechtigung fuer
kreditaufnahmen gegeben war als letztlich ausgeschoepft wurde © die
ermaechtigung fuer kreditaufnahmen wurde daher nicht ueber-
schritten.

es hiesse , das * ’ ei des columbus * » zu finden , koennte man in
der wirtschaftsfoerderung infrastrukturmassnahmen genau nach dem
nutzen fuer betriebe und fuer die wohnbevoelkerung zuordnen , fuer
das betriebsbaugebiet » » gelbe heide » » wird zum beispiel eine bahn-

unterfuehrung gebaut , die natuerlich die zufahrt zum dort ange¬
siedelten betrieb ermoeglicht , allerdings auch das Wohngebiet am
schcepfwerk mit der triester strasse verbindet.

der finanzausgleich 1967 war fuer die gemeinden ein sehr
schlechter finanzausgleich . die auswirkungen fuer wien wurden erst
nach der volkszaehlung 1971 spuerbar . nutzniesser des finanzaus-
gleiches 1973 waren die laender , 1979 gab es fuer Wien praktisch
keine veraenderung . an neuen Steuereinnahmen wurde Wien sehr wohl
beteiligt , so erhielt wien 33 1/4 Prozent der bundeskraftfahrzeug¬
steuer * ( sei ) ( forts)
1502
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kommuna l :
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wiener gerneinderat ( 13 ) :
rechnungsabschluss ( forts . )

18 Wien , 25 * 6 . ( rk ) trau minister dr . leodolter habe kuerzlich
erklaert , dass die kostenstellenrechnung im spitalsbereich bereits
einsparungen in der groessenordnung von 1,2 bis 1,8 miltiarden
Schilling gebracht habe , stellte gr . dr . h i r n s c h a l l ( fpoe)
fest , diese einsparungen muessen sich offenbar ausschliesslich auf
die bundeslaender beschraenken . bei den wiener spitaelern sei ein
derartiger trend nicht feststellbar , im gegenteil , es seien neue
kostensteigerungen aufgetreten.

die zuschuesse des neuen fonds in der hoehe von 380 millionen
(wovon 94 (Millionen die Stadt Wien selbst eingezahlt hat ) sind
angesichts der gesamtausgaben von 6,3 (Milliarden keine echte hllfe.

im sommer sei es in der Vergangenheit in wiener spitaelern stets
zu engpaessen und aufregungen um freie betten gekommen , hirnschall
ersuchte den gesundheitsstadtrat um eine Stellungnahme , ob die be-
voelkerung in den heurigen sommerterien damit rechnen koenne , im
bedarrsfall ein spitalsbett in jeder allenfalls notwendigen abtei-
lung zu bekommen.

im vorigen Jahr habe es an der kinderklinik des allgemeinen
krankenhauses eine Versuchsreihe gegeben , bei der man kleinkin-
dern darmsonden mit radioaktivem material schlucken liess . diese
Versuchsreihe sei angeblich mit dem einverstaendnis der eitern der
betroffenen kinder durchgefuehrt worden , in einem kuerzlich gesen¬
deten fernsehreport zu diesem thema erklaerten die interviewten
muetter aber uebereinstimmend , dass sie nicht über die art der
beabsichtigten versuche informiert wurden , ausserdem habe es sich
ausschliesslich um kinder von gastarbeitern beziehungsweise aus dem
waldviertel gehandelt , hirnschall forderte in diesem Zusammenhang
eine Stellungnahme des gesundheitsstadtrates.

aoschliessend wandte sich hirnschall gegen die von oevp - stadt-
raetin dr . kubiena angeregte mildere bestrafung fuer kleine rausch-
aift - » » dealer » > . die strafzumessung sollte im gegenteil sowohl fuer
kleine wie auch fuer grosse haendler erhoeht werden , ( ger ) ( forts . )
1505
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wiener gemeinderat ( 14 ) :
rechnungsabschluss ( forts . )

19 Wien , 25 . 6 . ( rk ) mehr finanzielle mittel und aktivitaeten
auf dem gebiet der Vorsorgeuntersuchung forderte gr . t r a i n d l
( oevp ) . in Wien seien als dem einzigen bundesland Oesterreichs zwar
alle schularztstellen besetzt , aber ein Schularzt pro schule sei
immer noch zu wenig , um aufgaben der Vorsorgeuntersuchung fuer
jugendliche gerecht zu werden , bei 1 . 000 schuelern koenne die unter-
suchungszeit nur 45 Sekunden pro schueler und jahr betragen , jeder
zweite schueler der an gesundheitlichen schaeden leide , stehe nicht
in aerztlicher behandlung . erschreckend hoch sei die zahl der volks-
schueler die an nervenschaeden leiden , jeder vierte wiener jugend¬
liche sei fuer das bundesheer untauglich , traindl forderte eine
aufstockung des Stellenplanes fuer schulaerzte , damit die Vorsorge¬
untersuchungen gruendlich und regelmaessig durchgefuehrt werden
koennen . der mangel auf diesem gebiet kaeme auch im kontrollamts-
bericht zum ausdruck : in den kliniken fehlt es an personal , am be¬
griff der rationellen betriebstuehrung . gesetzliche Vorschriften
werden nicht eingehalten , als beispiel fuer die misswirtschaft
fuehrte traindl die zentral - jugendzahnklinik an . zwei jahre lang sei
die klinik ohne bewilligung in betrieb gewesen , die vorhandene
kapazitaet an personal werde nur zu 25 Prozent genuetzt , das defizit
habe bisher mehr als 1,5 millionen betragen , ( ba ) ( forts . )
1500
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wiener gemeinderat ( 15 ) :
rechnungsabschluss ( forts)

20 Wien , 25 * 6 . ( rk ) die taetigkeit des wiener Jugendamtes wird

heute als selbstverstaendlichkeit betrachtet , sie ist aber nicht

weniger bahnbrechend und richtungsweisend als zu tandlers zelten,
erklaerte gr . hildegard wondratsch ( spoe ) in ihrer
* » Jungfernrede * *

* mit der Umsetzung aller neuen erkenntnisse der

Soziologie , der paedagogik und der medizin in die praxis wird die

hilfestellung fuer die familie als hauptaufgabe angesehen , das ge¬
schieht nicht nur bei den erziehungsaufgaben , sondern mit hilfe

in konflikt - und krisensituation und mit rat , damit solche
Situationen gar nicht entstehen , die Voraussetzung fuer diese auf-
gaben ist die beste aus - und fortbildung der mitarbeiter , was in

Symposien und enqueten geschieht , ein wesentlicher schritt aber

ist die eroeffnung des ausbildungszentrums fuer sozialberufe mit

elternschule und therapeuthischen Instituten.
ergebnis dieser grundsaetze ist ein netz von Institutionen fuer

rat und hilfe - von mutterberatungsstellen , elternschulen , info-

centers , familienberatungsstellen , telefonischer erziehungsberatung
und sogar kinder - telefon . darueber hinaus stehen 24 Jugend - und

kinderpsychologische beratungsstellen zur verfuegung , die neben

betreuung ein gezieltes training anbieten , und das ist der wesent¬
liche neue aspekt , dass in der Jugendarbeit von rat zu hilfe ge¬
schritten wird , das ziel ist , gefaehrdete durch ambulante betreuung

vor der heimeinweisung zu bewahren , erfolgreich sind dabei die
beiden sozialpaedagogischen beratungsstellen - durch Jene in
favoriten konnte die quote der heimelnweisungen um die haelfte ge¬
senkt werden , auf diesem weg helfen weiter drei Institute fuer

Sozialtherapie , ein klubzentrum im zweiten bezirk fuer ge¬
faehrdete jugendliche sowie 18 gruppen mit sozialer gruppenarbeit,
die stadt Wien hat mit all diesen einrichtungen - und noch
zahlreichen anderen - ein Instrumentarium , der familie wirkungsvoll
zu seite zu stehen und rat und hilfe in breitem ausmass zu gewaehren.



25 . Juni 1979 * ’ rathaus - korrespondenz* # blatt 1625

gr . gertrude h a e r t e l ( oevp ) warf der rathausmehrheit
Intoleranz gegenueber den vp - vorschlaegen vor : ohne ersieht liehen

grund wurden vor zehn Jahren die ehrenamtlichen fuersorgeraete auf¬

gegeben * der verschlag der oevp , diese mitarbeiter zur betreuung
einsamer buerger einzusetzen , wurde uebergangen . nunmehr wird im
arbeitspapier des buergermeisters aehnliches angepeilt , bleibt zu
hoffen , dass das nicht nur auf dem papier bleibt , der bisherig©
kontaktbesuchsdienst ist jedenfalls zu wenig in diesem bereich*
auch ein Vorschlag der oevp , die gleise der strassenbahn auf der
floridsdorfer bruecke fuer einsatzfahrzeuge befahrbar zu machen,
wurde abgelehnt , nunmehr wird in einer brigittenauer bezirkszeitung
auf die gefaehrliche behinderung von einsatzfahrzeugen hingewiesen*
bleibt zu hoffen , dass nun doch eine loesung gefunden wird , ehe

ein groesseres unglueck geschieht.
die rednerin uebte kritik daran , dass noch immer ausreichende

informationen ueber die bestehenden ainrichtungen fuer behinderte
kinder feh Len * selbst Lehrer und Jugendamtsmltarbeiter wissen nicht

genau bescheid . der gruppe behinderter kinder wird ueberhaupt zu

wenig aufmerksamkeit gewidmet , es fehlen arbeitsplaetze und ur-
laubsplaetze fuer behinderte * diese luecke im sozialen bereich
wird von den Sozialisten aber kaum zur kenntnls genommen * lm Jahres¬
bericht von Jugend am werk wird ueberdies auf mangelhafte Versor¬
gung geistig behinderter kinder und Jugendlicher hingewiesen * die
hauptlast liegt bei den eitern solcher kinder * fuer ihre hauptsorge,

i

wer und wie fuer ihre kinder gesorgt wird , wenn sie selbst einmal
sterben , gibt es noch immer keine loesung * ( smo)

sie bedauere , dass in die erhaltung von aLtbauten des allge¬
meinen krankenhauses betraechtliehe mittel Investiert werden,
dass diese gebaeude aber in absehbarer zeit abgerissen werden , er-
klaerte stadtrat dr . gertrude k u b i e n a ( oevp ) . sie vertrat
die ansicht , man solle sie als geriatrische anstalten erhalten,
seit 1962 sei das sozialmedizinische Zentrum ost geplant , derzeit
gebe es aber noch immer nur 240 betten fuer 250 . 000 einwohner noerd-
lich der donau . sie kritisierte auch , dass es keine evidenz ueber

• /*
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freie Schwestern - und personalwohnungen gebe und
dass t

garconnieren leer stehen , manche « erden .

^
ogar » on

P u
Le in Wien als hauptmieter gemeldet sind , nach der fertlgsteitung

Z zielplans fuer die psychiatrische und psychosoziale Versorgung
sei es dazu gekommen , dass in manchen pavlLlons erst

hergestellte sanitaere einrichtungen herausgerissen und durch

ersetzt i ^ den . unter hinweis auf die Probleme der betreuung drogen-

suechtiger deponierte kublenas " man muss die therapie wae ran

Strafvollzugs beginnen und anschliess . n weiter fuehren . es muss

genuegend stellen geben , an die sich drogensuechtige wenden ko . n-

nen , f o ( and ) ( forts . )

1544
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Kommunal:

wiener gemeinderat ( 16 ) :
rechnungsabschluss ( forts . )

21 Wien , 25 . 6 . ( rk ) Sozialpolitik hat pritnaer menschlichen und

nicht wirtschaftlichen gesichtspunkten zu folgen , erklaerte gr.

d i n h o f ( spoe ) . ein beispiel , wie die Stadtverwaltung diesen

grundsatz erfuellt , sind die massnahmen fuer die behinderten , es

wurden eigene taxis fuer behinderte eingerichtet , die gehstelgkanter

duerfen bei neuerrichtung nicht hoeher als 8 Zentimeter sein und

die zahl der geschuetzten arbeitsplaetze wird laufend erhoeht . wa¬

ren es 1977 noch 154 , so gibt es derzeit 240 geschuetzte arbeits-

plaetze in Wien*
den kontaktbesuchsdienst f in dem vor allem aeltere menscher*

durch einen persoenllchen besuch angesprochen werden , gibt es in

acht wiener bezirken , dinhof sprach sich fuer eine erweiterung auf

die anderen bezirke aus , und er appellierte an die bezirksvorsteher

sich dieses problemes ernsthaft anzunehmen.

die mobilen Schwestern haben 1978 eine gigantische Leistung er¬

bracht . sie fuehrten 96 . 900 hausbesuche durch.

auf dem gebiete der rettung wurde eine vorher nicht immer geg *

bene gute Zusammenarbeit erreicht , die wiener sind heute besser ver¬

sorgt als in der Vergangenheit.
die auslastung in den wiener spitaelern ist von 1977 auf 1978

um ein prozent gestiegen , gleichzeitig wurde die Verweildauer ver¬

ringert.
zum psychiatrieplan meinte dinhof , der beste plan wird nichts

nuetzen , wenn in der bevoelkerung nicht di ® bereitschaft gegeben

ist , die betroffenen menschen als kranke zu sehen und nicht als

aussenseiter , die in die schlangengrube gehoeren . abschliessend for¬

derte dinhof stadtrat stacher auf , sich dafuer & inzusetzen f da ^n

bei medizinischen versuchen die betroffenen voll informiert werden,

( sei)
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er koenne die berechnungen des ministeriums ueber einsparungen
im spitalsbereich nicht nachvollziehen , da er nicht ueber die

unterlagen fuer ganz Oesterreich verfuege , erklaerte stadtrat
univ * - prof . dr . s t a c h e r ( spoe ) . die von trau minister dr«
leodolter genannte zahl ist aber zweifellos auch als Verminderung
von kostensteigerungen gemeint gewesen«

die zurueckgegangene Verweildauer in den spitaelern fuehrt
nicht dazu , dass die spitaeler billiger werden , betonte stacher«

im sommer sind 25 bis 27 Prozent der spitalsbetten gesperrt«
bei einem normalen ablauf der urlaubssaison sind keine groesseren
Schwierigkeiten zu erwarten « in einzelnen bereichen sind Probleme
zwar nicht auszuschliessen , doch wird die Situation besser sein als
in vergangenen jahren«

als er von den versuchen mit kindern erfuhr , habe er sofort
eine pruefungskommission eingesetzt , die nach drei tagen einen vor-
laeufigen bericht vorlegte « am gleichen tag wurde ihm bekannt , dass
die eitern eines kindes anzeige erstattet haben , stellte stacher
fest * die Staatsanwaltschaft hat diese angelegenheit nunmehr zu
untersuchen . f

da es sich dabei um ein grundsaetzliches probLem handle , wird

stacher eine kommission zur einhaltung ethischer grundsaetze bei
aerztlichen Untersuchungen bilden * zweck dieser * ♦ethik - kommission» #

ist der schütz sowohl der aerzte vor polemischen angriffen als
auch vor allem der patienten.

das drogenberatungszentrum wird im Oktober fertig , be-
ratungsstellen gibt es •

im vorjahr wurden erstmals auch an berufsschulen schulaerzte
eingefuehrt * der brand im allgemeinen krankenhaus wurde von
der bereits vorhandenen brandmeldeanlage gemeldet*

im Zusammenhang mit dem psychiatrie - zielplan appellierte
stacher , man solle die gemeinsame bewaeltigung dieser grossen auf gäbe
nicht durch billige gags gefaehrden * ( ger ) ( forts)
1623
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kommunal:

wiener gemeinderat ( 17 ) :

rechnungsabschLuss ( forts)

22 Wien , 25 * 6 . ( rk ) die oevp bemuehe sich seit Jahren auf dem
gesundheitssektor um eine konsenspolitik und mache viele konstruk¬
tive vorschlaege , stellte gr 0 l e h n e r ( oevp ) zu den debatten-
beltraegen seiner Vorredner fest , es gaebe aber eine reihe von miss-
staenden an denen immer wieder kritik geuebt werden muesste . bei¬

spielsweise muessen patienten im psychiatrischen krankenhaus in einem
anderen pavillon schlafen , als dort , wo sie sich tagsueber auf¬
halten . dass die aufenthaltsdauer in den krankenhaeusern reduziert
wurde , sei zwar positiv , doch duerfen patienten nach Operationen
nicht zu frueh nach hause geschickt werden , der mangel an
anaesthesisten koenne durch eine bessere Organisation gemildert
werden « zur finanzierung des sozialmedizinischen Zentrums ost
muessten mit niederoesterreich neue Verhandlungen gefuehrt werden,
die verkuerzung der aufenthaltsdauer in krankenhaeusern hob
gemeinderat windhab ( spoe ) hervor , die patienten koennen rascher
entlassen werden weil die durchuntersuchungen schneller durchgefuehrt
und weil eine reihe von krankenbetreuungen durch mobile Schwestern
oder neimhilfen besorgt werden . es sei jedoch unrichtig , dass
patienten nach Operationen zu frueh entlassen werden , ( ba ) ( forts)
1626
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kommunal:
« ■ SBssaan . sssasxs

wiener gemeinderat ( 18 ) :
rechnungsabschluss ( forts . )

23 Wien , 25 . 6 . ( rk ) einer alten , aber schlechten tradition ist

man im vergangenen jahr treu geblieben - sinkender aufwand fuer

Umweltschutz , aber steigende ausgaben fuer Propaganda , erklaerte

gr . dkfm . b a u e r ( fpoe ) als erster debattenredner zum Schwer¬
punkt staedtische infrastruktur - technische angelegenheiten.
von 19 vorgesehenen millionen fuer den Umweltschutz wurden nur 16
millionen ausgegeben , hingegen wurden fuer Information 71 millionen
anstatt der vorgesehen gewesenen 65 millionen verwendet , die sin¬
kenden ausgaben fuer den Umweltschutz haengen zwangslaeufig mit der.
auffassung darueber zusammen : seit Jahren wird gemessen und kata¬

logisiert - laermbelastungen , luftverschmutzungen etc . - und
obwohl zeit - und stellenweise ueberschreitungen der toleranzen fest¬

gestellt werden , geschieht nichts oder sehr wenig , gehaeuftes auftre

ten von erkrankungen durch kohlennionoxytl und Schwefeldioxyd gehoe-
ren schon zum alltag , und werden immer bedrohlicher , dass aber

nichts geschieht , wird mit kompetenzproblemen bemaentelt . doch in

der sozialistischen bundesreyierung gibt es ein zustaendiges mi-

nisterium und in der sozialistischen Stadtverwaltung eine zu-

staendige geschaeftsgruppe . endlich aufwachen , und zur therapie
schreiten , verlangte der redner.

die elnnahmen aus der ausgleichszulage des baumschutzgesetzes
lassen den Schluss zu , dass manche bautraeger mit leichter hand die

abgaben berappen statt sich den köpf ueber erhaltung der baeume zu
zerbrechen , bei novellierung des baumschutzgesetzes sollte man dem
einen riegel vorschieben.

anlaesslich des ansatzes von 16,4 millionen fuer die gaertneri-
sche gestaltung des karlsplatzes deponierte der redner die ein¬
fallslose und nicht begehbare gruenflaeche vor dem porr - haus . er
brachte den besch lussantrag ein : jede gruenflaeche
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grundsaetzlieh begehbar und mit sitzgruppen etc * kommunikatlons-
foerdernd zu gestatten , mehrausgaben - naemlich 69 mittionen statt
29 mittionen - gab es bei Stadtreinigung und fuhrpark , davon ent¬
fielen 70 Prozent fuer den fuhrpark . wieviet wurde fuer die er-
neuerung von dienstkraftwagen ausgegeben und wie gross ist der
wertmaessige anteit der dienstkraftwagen am staedtischen fuhrpark?
fragte der redner abschtiessend . ( smo ) ( forts . O
1647
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kommunal:
: 3 ä ae -

wiener gemeinderat ( 19 ) 5
rechnungsabschluss ( forts)

24 wien f 25 . 6 * ( rk ) unguenstige umweLtverhaeltnisse in mehreren

strassenzuegen kritisierte gr . ddr . strunz ( oevp ) . in diesem

Zusammenhang stellte er den beschlussantrag,

staedtische autodusse mit besonders hohen laerm - und Schadstoff¬

emissionen durch umweltfreundliche fahrzeuge zu ersetzen , weiter

trat er in einem beschlussantrag fuer den elnbau

einer rauchgasreinigungsanlage in der muellverbrennungsanlag»

spittötau ein*
zwar sei das ablagern von hausmuelt auf eine deponi © billig,

das » » vergraben von energie » » sei jedoch eine nicht mehr zeitge-

maesse methode zur Beseitigung des muells . strunz verlangte daher

in einem beschlussantrag die errichtung einer hoch-

temperaturschmelzpyrolyse - anlage zur muellverbrennung und energie-

rueckgewinnung . dadurch koennten zum beispiel aus 200 tonnen muell

pro tag 20 gcal besonders umweltfreundlich gewonnen werden.

einer Untersuchung der Versuchs - und forschungsanstalt der

Stadt Wien sei zu entnehmen , fuehrte strunz weiter aus , dass

eine grosse zahl der stehenden und fllessendan gewaesst " stark ver¬

schmutzt sei . strunz verlangte in einem beschlussantra

stark verschmutzte stehende und fliessende gewaesser im bereich

der Stadt Wien moeglichst bald nach den Bestimmungen der ein-

schlaeglgen oe - norm zu sanieren , i
'
.m antrag heisst es weiter , dass

im bereich des entlastungsgerinnes ausreichend parkplaetz « und

sanitaere einrichtungen fuer die badenden geschaffen werden sollten,

um eine gewaesserverschmutzung zu vermeiden , in einem letzten

beschlussantrag setzte sich strunz dafuer ein , durch

gezielte massnahmen gefaehrdete baeume im wiener Stadtgebiet vor

dem absterben zu schuetzen . ( and ) ( forts)

1730
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kommunal :
s : s« a5assaess * *ttsBS » 3ssa33 2s

wiener gemeinderat ( 20 ) :
rechnungsabschluss ( forts)

25 Wien , 25 * 6 . ( rk ) Wiens infrastruktureinrichtungen koennen

jeden internationalen vergleich standhalten , erklaerte

gr . i u d w i g ( spoe ) . der ausbau dieser einrichtungen , wie zum

beispiel der bau der klaeranlage , ist ein bedeutender beitrag zum

Umweltschutz * im bereich des hochwasserschutzes wurden nun schon

neun kilometer des entlastungsgerinnes ausgebaggert , das stadt¬

gartenamt hatte 22,7 millionen quadratmeter gruenflaechen zu be¬

treuen und es wurden drei neue ba eder fertigge stellt , viele

dieser einrichtungen , wie der donaudueker oder der wasserbehael-

ter unter laa , sind der oeffentlichkeit zu wenig bekannt , da-

rueber muesste mehr informiert werden , durch den ausbau der

infrastruktureinrichtungen hat die Stadtverwaltung einen beitrag

geleistet , um das leben in Wien besser zu gestalten und zu ver-

schoenern . ( sei)
die informationstaetigkeit ist ein ausserordentlich wichtiger

Schwerpunkt , erklaerte gr . f u e r s t ( oevp ) . die bevoelkerung

muss ueber Probleme und Vorhaben ausreichend informiert werden , er

sei deshalb nicht der meinung , dass das informationsbudget der

Stadt Wien ( 120 millionen ) zu hoch sei , obwohl es mit 75 Schilling

pro einwohner hoeher als in anderen staedten ist . wohl aber sei

an der art , wie dieses geld ausgegeben wird , kritik zu ueben.

die aufteilung des buerger - und des Informationsdienstes aut

zwei verschiedene geschaeftsgruppen sei nicht sinnvoll , fuer ein ©**

funktionierenden buergerdienst sei die ausreichende u « d schi-

zeitige Information der bevoelkerung ueber die vorgaenge in der

Verwaltung notwendig , was eine eng « Koordination der beiden bereiche

erfordert , fuerst stellte den a n t r a g , informationsdienst

und buergerdienst in einem einzigen verwaltungsbereich zusammenzu-
, * /*fassen.
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fuerst kritisiert © @ 1ne postwurfSendung des presse - und in-

formatlonsdianstes , in der sehr viel von Leistungen die rede sei,

aber keine service - information geboten werde , er stellte den

a n t r a g , die mittel des presse - und Informationsdienstes

in zukunft sinnvoller als bisher fuer eine echte Information der

wiener bevoelkerung , wie zum beispiel ueber planungsvorgaenge,

flaechenwidmungsaenderungen oder generelle Projekte , die den buerger

unmittelbar betreffen , zu verwenden.

die presseunterstuetzung der Stadt Wien lasse den sindruck zu,

dass dabei wohlverhalten gefoerdert werde , so erhalte die

arbeiter - zeitung , obwohl nur mit einem Siebentel der auf läge der

kronen - zeitung und einem fuenftel der auf läge des kurier , ein

drittel des inseratenvoLumens der kronen - zeitung und die haelfte

des kurier - voLumens , fuerst stallte den a n t r a g , der zu-

staendige gemeinderatsausschuss moege umgehend ueber eine verbind¬

liche pressefoerderung beraten und die entsprechenden massnahmen

fuer eine beschlussfassung in die wege leiten , vor allem sei »,

eine pressefoerderung durch refundierung der anzeigenabgabe ins

äuge gefasst werden , die pressefoerderung , die es in fuenf bundes-

laendern bereits gibt , soll zur erhaltung der meinungsvlelfalt bei¬

tragen . die Information der Stadtverwaltung soll komplizierte

Sachverhalte erlaeutern und behoerdenwege er leientern , negatives

soll nicht in positives umgekehrt werden , ( ger ) ( forts)

1844
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kommunal :
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wiener gemeinderat ( 21 ) :
rechnungsabschLuss ( forts . )

26 Wien , 25 . 6 * ( rk ) der presse - und Informationsdienst der

Stadt Wien hat die funktion f den manschen dieser Stadt Informatio¬

nen zu vermitteln , damit sie an der demokratischen wlllensbildung

dieser grosstadt teilnehmen koennen und ueber die taetigkeit der

stadt Wien unterrichtet werden , dies stellte gr . edlinger

( spoe ) fest , wenn von seiten der oevp eine Intensivierung der

taetigkeit des pid verlangt werde , so koenne er nur zustimmen,

denn die stadt Wien ist ihren buergern eine umfassende inf ormations*

taetigkeit schuldig , diese Information bezieht sich selbstverstaend»

lieh auch auf die politischen beschluesse die im gemeinderat

zustande kommen , selbst wenn diese nicht einstimmig gefasst werden.

" mehr Information und weniger Propaganda * » sei im Zusammen¬

hang mit dem pid ein leeres schlagwort , weit mit den Produkten

des presse - und informationdienstes , wie der rathaus - korrespon-

denz , der betreuung der auslandsJournalisten , der Zeitschrift

• » Wien aktuell * * , dem amtsbtatt der stadt Wien , den Veranstal¬

tungen , den tandesgesetzbtaettern , den service - und informations-

broschueren , den postwurfSendungen u . a . eine parteipolitische weröun<

einfach nicht gegeben ist . auch der vorwurf , sich mit Inseraten

das wohlverhalten der medien zu erkaufen , gehe ins teere.

schliesslich sollen ja nicht nur die kommerziell fundierten

Zeitungen gefoerdert werden , sondern es ei eine durchaus be-

gruessenswerte auf gäbe auch andere medien durch p . r . artiket les¬

barer zu gestalten , meinte edlinger . oevp - zeitschriften wie » » der

ausbtick » * , » » der bund » * , » » die freiheit * * oder » » die Wirt¬

schaft » * haben alle Inserate der stadt Wien in ihren inhalt auf-

genommen . am beispiet eines niederoesterreichischen postwurfs , in

dem sich Landeshauptmann andreas maurer als * » platzhirsch * * an¬

preist , wies edlinger nach , wie wenige kitometer ausserhalb Wiens

parteipropaganda auf kosten der Steuerzahler betrieben werde , ( ba)
» / 1
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mit fragen des konsumentenschutzes beschaeftigte sich gr.

maria hampeL - fuchs ( oevp ) und sagte , dass kundendienst-

Leistungen der stadt Wien einer Verbesserung beduerfen . derzeit

stehen nicht alle Leistungen aLLen gruppen in gLeicher weise zur

verfuegung . aLs beispieL einer mangeLnden kundendienstLeistung

sind ab - und aufgaenge zu Stadtbahnstationen anzusehen , die ohne

aufzug fuer muetter mit kinderwagen und aeLtere Personen nur schwie¬

rig zu ueberwinden sind . Laut stadtrat nitteL soLL nun ueberprueft

werden , in weLchen u - bahn - und schneLLbahnstationen aufzuege einge¬

baut werden koennen . in vieLen faeLLen wird es aLs zu schwierig un-

terLassen werden , auch in hinkunft werden aLso aLLe buerger mit¬

finanzieren muessen , aber nicht aLLe werden diese dienstLeistung be-

nuetzen koennen . zum kapiteL konsumentenschutz und gesundheit zaehlt

das unkontroLLierte fuettern von tauben , das in gruenanLagen zur

rattenpLage fuehrt . konsumentenschutz - stadtrat und gesundheits¬

stadtrat soLLten gemeinsam eine informationskampagne starten , nach

einer mitteiLung der arbeiterkammer soLL ein neues konsumentenschutz

buero instaLLiert werden , wozu aber ein neues buero ? es gibt schon

genug steLLen , die aber nicht effektvoLLtaetig werden , so wurde

noch immer nicht gegen aussenseiter - wie etwa die firma aar - gLas -

wirkungsvoLL durchgegriffen . ( smo ) ( forts . )
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kommunal:
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wiener gemeinderat ( 22 ) :

rechnungsabschtuss ( forts . )

27 Wien , 25 * 6 . rk ) gr . b r o s c h ( spoe ) wies darauf hin,
dass in Wien sehr fruehzeitig mit der Schaffung von infrastruktur-
einrichtungen begonnen worden sei , so etwa mit der errichtung der
( roem . ) 1 . hochquellenwasser Leitung . auf der basis dieser Leistun¬
gen wurde erfolgreich weitergearbeitet . 1965 wurde mit abwasser-
untersuchungen begonnen , 1976 mit der realisierung des abwasser-
beseitigungsprojekts wabas 80 . zur erzielung eines totalen hoch-
wasserschutzes wurden ebenfalls massnahmen unternommen , zur be-
seitiggung des sondermuells werden die entsorgungsbetriebe
Simmering bereitstehen , bestanden 1976 5 * 339 kilometer kanalanlagen,
stieg die netzlaenge bis 1978 auf 5 * 557 kilometer . die voraus¬
schauende Planung gibt Sicherheit vor wasserengpaessen . 73 Prozent
des wiener trinkwassers werden ueber hochquellenleitungen herange¬
bracht , 21 Prozent seien hochwertiges grundwasser , auch der grund-
wasserstrom auf der donauinsel werde genuetzt werden koennen.
die vor der fertigstetlung stehende ( roem . ) 3 * wiener wasserLeitung
wird zur weiteren Versorgung taeglich 64 millionen Liter liefern,
fuer alle diese massnahmen war vorausschauende Planung notwendig,
( and ) ( forts . )
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kommunal:
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wiener gemeinderat ( 23 ) :
re chnungsabschluss ( forts . )

29 Wien , 25 . 6 . ( rk ) stadtrat schieder ( spoe ) nahm zu
einigen von gr . fuerst ( oevp ) in der debatte aufgeworfenen fragen
öäf Information Stellung , der letzte postwurf enthielt ein ganzes
paket von Informationen , wie zum beisplel ein genaues Programm
der tage des Sportes , Informationen ueber das ferienspiel und ueber
die rundfahrten * » modernes Wien * * .

informationen ueber ftaechenwidmungsaenderungen werden laufend
gemacht und nicht , wie unterstellt wurde , beispielhaft nur von der
wiener Handelskammer durchgefuehrt . gerade aus der letzten zeit
qiüt es unzaehlige beispiele fuer solche informationstolaetter.

cue arbeiter - zeitung wird bei inserateneinschaltungen nicht be¬
vorzugt * bei einem inseratendurchgang wird jeweils ein gleich
grosses sujet in den verschiedenen wiener Zeitungen eingeschaltet und
2Ü den jeweils gueltige ^ tarifen der Zeitungen bezahlt , die vor-
wuerfe stimmen daher nicht.

bei der pressefoerderung hat das Und Wien nicht dieselbe auf-
gabe wie der bund , naemlich die Vielfalt der Zeitungen zu erhalten,
sondern eine kommunale berichterstattung in den wiener Zeitungen zu
gewaehrleisten , wie sie in den lokalzeitungen der anderen bundes-
uender gegeben ist . diese aufgabe wird durch elnschaltungen von
Inseraten erfuellt*

die Stadtinformation hat die verschiedensten informations-
blaetter ueber behoerdenwege aufgelegt , das reicht von der Infor¬
mation , was man bei einer helrat tut , bis zur information , wie man
zu einem pass kommt , ebenso gibt es einen eigenen ratgeber fuer
wirtschaftstreibende und ausreichende Informationen ueber fragender betriebsgruendung im informationszentrum fuer die wiener wlrt-
Schaft , ( sei ) ( forts . )
1902
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kommunal :
BSSSSSSSSSSSSSSSS

wiener gemeinderat ( 24 ) :
rechnungsabschluss ( forts . )

31 Wien , 25 . 6 . ( rk ) der konsumentenschutz wird von der Stadt¬

verwaltung sehr ernst genommen , betonte stadtrat v e l e t a

( spoe ) . die ergebnisse der von stadtrat nittel durchgefuehrten en-

quete haben zu einer raschen beschlussfassung ueber das neue kon-

sumentenschutzgesetz beigetragen*
die gewerbeordnung bietet keine handhabe , betriebe , die gesetze

ueoertreten , sofort zu schliessen . in dem von gr . hampel - fuchs

angefuehrten fall einer glasfirma wurde das recht zur gewerbeaus-
uebung in erster und zweiter Instanz entzogen , eine berufung laeuft,
das betreffende unternehmen darf aber sein gewerbe bereits nicht
mehr ausueben.

erstmals sind die einnahmen aus dem kulturschilling gesun¬
ken , stellte gr . dkfm . b a u e r ( fpoe ) fest , dies sei ihm nicht

recht erklaerlich , da er nicht annehme , dass die zahl der fernseh-
teilnehmer abnehme , im kulturschillinggesetz heisst es , dass die

ertraegnisse fuer kulturelle zwecke , insbesondere fuer die altstadt-

erhaltung zu verwenden seien , es stellt sich die frage , ob 75 Pro¬
zent der forderung • ♦insbesondere * ’ entsprechen , er sei der mei-

nung , dass die ertraegnisse aus dem kulturschilling teilweise nicht

widmungsgerecht verwendet werden , im zustaendigen ausschuss habe

er den eindruck gewonnen , meinte bauer , dass das bestreben besteht,
diesen Streitpunkt aus der weit zu schaffen.

nicht rueckzahlbare zuschuesse seien eine unter insgesamt sechs

foerderungsmoeglichkeiten . in den Satzungen finden sich auch die ge-
sichtspunkte , nach denen gefoerdert werden soll , dem steht die ge-
uebte praxis diametral entgegen , dass saemtliche foerderungswerber
nicht rueckzahlbare zuschuesse erhalten , dies gilt beispielsweise
auch fuer banken und Versicherungen . ,
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bauer ging dann auf das konkrete projekt franziskanerplatz 6
ein . dieses haus kaufte im jahr 1975 der maler leherb um 3,9 mil-
tionen . zwei jahre spaeter erhielt er einen nicht rueckzahlbaren
Zuschuss in der hoehe von zwei mitlionen . dazu kamen 200 . 000 s Sub¬
vention des bundesdenkmalamtes sowie ein Wohnungsver¬
besserungskredit von mehr als zwei millionen . zurueckzahlen wird
leherb alles in allem nicht einmal zwei millionen . damit wurde
ein gutes geschaeft gefoerdert . leherb hat einen teil des ge-
baeudes um drei millionen barabloese und 24 . 000 Schilling monats-
miete verpachtet , ausserdem sollen ein grillrestaurant , Studios
und boutiquen errichtet werden , gegen all das sei gar nichts ein¬
zuwenden , meinte bauer , auch nicht gegen die tatsache der foerderung
als solcher , aber der hausherr bezieht aus dem mit oeffentliehen
mittein renovierten gebaeude einkuenfte . deshalb waeren die ge-
waehrten nicht zurueckzahIbaren zuschuesse keineswegs am platz,
sondern eine andere art der foerderung.

noch immer sei es in Wien nicht gelungen , die schulmilch-
aktion sicherzustellen , mit den Schulwarten laufen Verhandlungen,
bauer stellte die frage , wie derzeit der stand der Verhandlungen
sei . ( ger ) ( forts)
2000
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kommunal:
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wiener gemeinderat ( 25 ) :
rechnungsabschluss ( forts)

32 Wien , 25 * 6 * ( rk ) einen ueberblick ueber die kulturellen
aktivitaeten und kulturellen foerderungen gab gr * holubarz

( spoe ) . ueber 25 millionen Subventionen wurden 1978 an 45 wissen¬
schaftliche gesellschaften , vereine und Institutionen vergeben.

der gesamtaufwand fuer wissenschaftliche foerderungen betrug
ueber 27 millionen . fuer die foerderung zur Volksbildung wurden

ueber 74 millionen s ausgegeben , die musikalische foerderung
verschiedener Vereinigungen und Institute machte ueber 47 millionen

s aus . ein musikalischer hoehepunkt war der musikalische Sommer,
der 1978 im Zeichen des Schubert - jahres stand , die fiImfoerderung

betrug fuenf millionen s , fuer den bau und dery betriebsaufwand

einiger neuer wiener buehnen wurden 190 millionen s ausgegeben,
nicht zu vergessen seien die Zuwendungen und ehrenpensionen betagter
kuenstler und wissenschaftler , die 1978 5,4 millionen s ausmachten,
an preisen der Stadt Wien wurden 935 . 000 Schilling aufgewendet.

dass sich dieser aufwand lohnt , zeigt die grosse zahl der be-
sucher bei den kulturellen Veranstaltungen der Stadt Wien , allein
der musikalische sommer 1978 wurde von mehr als 600 . 000 personen
besucht.

im rahmen der eigenveranstaltungen des kutturamtes der stadt

Wien nimmt das bundeslaenderprogramm einen besonderen platz ein .
zu den weiteren aktivitaeten gehoert die Weihnachtsausstellung,
die im vorjahr von nahezu 270 . 000 gaesten besucht wurde oder die

europeade fuer folklore . von den weiteren aktivitaeten strich

gr * holubarz die fremdenverkehrswerbung , die musikschulen der
stadt Wien , die staedtischen buechereien und die kulturveranstaltun-

gen des Landesjugendreferates heraus , ( ba ) ( forts)
2009
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kommunal:
sseassssssssnsKsa

wiener gemeinderat ( 26 ) :
rechnungsabschluss ( forts)

34 wien t 25 . 6 . ( rk ) es ist die aufgäbe der Stadtverwaltung , auf
kulturellem gebiet anbote zu machen , die sowohl kreativen be-
duerfnissen als auch dem konsumbeduerfnis entsprechen , erklaerte
gr , prof . b i t t n e r ( oevp ) . auf dem schulsektor wird in hin-
kunft eine andere Situation entstehen als bisher * den 20 * 000 gebürten
des jahres 1964 stehen nur 13 . 500 gebürten im jahre 1978 gegenueber.
so bedauerlich der geburtenrueckgang ist , ist er fuer die Schul¬

verwaltung erfreulich , weil es keine grossen schulraumprobleme
geben wird * es werden schulen geschlossen werden , doch sollte man da

grosszuegig vorgehen und auf niedrige schuelerzahlen in den klassen
bedacht nehmen*

die musikschulen sind ein wichtiges anbot der Stadt zur
musikalischen ausbildung , wie sie privat heute nicht mehr er¬
reicht werden kann , es gibt aber noch einen mangel an musikschulen,
acht bezirke haben keine bzw * gibt es engpaesse in randbezirken wie
etwa in floridsdorf * neue initiativen der musikschulen sind er¬
freulich , wie etwa die Seminare fuer Schrammelmusik und fuer jugend-
blasorchester sowie eine Untersuchung ueber musikerziehung schon im
vorschuIbereich , die buechereien erfuellen eine wichtige funktion,
die ent Lehnungen steigen staendig , aber der personalstand
wird nicht vergroessert . der dienstpostenplan muesste ueberprueft
werden , weil sonst die bibliothekare zu schalterbeamten werden,
die keine zeit mehr fuer beratungen haben.

die Stadt hat die auf gäbe , ihren besitz aus der Vergangenheit
anzubieten , es muesste daher etwas gegen den Platzmangel getan
werden , unter dem viele bezirksmuseen leiden , die Stadtbibliothek
entfaltet eine rege ausstellungstaetigkeit - die ausstellungen
finden jedoch im rathaus praktisch unter ausschluss der
oef fentlichkeit statt * neue wege , um damit an die menschen heran-
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zukommen - wie es etwa geldInstitute machen - sind zu

suchen , die kuIturSubventionen sind ein politisch neuralgischer

punkt . es besteht ein mangel an transparenz , es muss einblick in

saemtliche unterlagen bei Subventionsansuchen gewaehrt werden,

ueber den Stil der festwochen sollten immer wieder neue ueber-

legungen angestellt werden , auch ueber den derzeitigen Zeitpunkt

der festwochen sollte man nachdenken . der rechnungsabschluss

zeigt wieder , dass der bund seinen subventionsverpflichtungen zu den

festwochen nicht nachkommt , wie es 1970 - unter einem vp - unter-

richtsminister - zum letzten mal geschah , was die jugendfoerderung
betrifft , besteht ein missverhaeltnis zwischen der Subventionierung

der eigenen aktivitaeten und jenen von Jugendorganisationen , mehr

gerechtigkeit wird verlangt , und schliesslich - in Sachen

jugendtourismus - sind junge menschen nirgends so schlecht unterge¬

bracht wie in den wiener herbergen , die noch dazu ein 3 - millionen-

defizit haben , man sollte ernsthaft daran denken , diese Jugendher¬

bergen einer privaten Institution zu uebertragen . ( smo ) ( forts)

0837
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wiener gemeinderat ( 27 ) :

rechnungsabschluss ( forts . )

36 Wien , 25 . 6 . ( rk ) die durchschnittliche klassenschuelerzahl in

den volks - und hauptschulen habe sich seit dem Schuljahr 1972/73

betraechtlich verringert , berichtete gr . gabrielle t r a x L e r

( spoe ) . die zahl der lehrer steige . * * die Sozialisten bekennen sich

dazu , die klassenschuelerzahl zu senkem frueher , jetzt und in

Zukunft * * , formulierte traxler . sie erklaerte weiter , dass derzeit

8 . 000 schuler in kindersingschulen , in musikschulen und im kon-

servatorium unterichtet werden , sie schlug vor , das Schulgeld in

den musikLehranstalten ( mit ausnahme des Konservatoriums ) an die

tatsaechlich erbrachte Leistung heranzufuehren.

nach den ganztagsschulen herrsche grosse nachfrage . mit dieser

Schulreform biete sich die Chance , bitdungsbarrieren abzubauen,

sie erlaeuterte den unterschied zwischen tagesheimschulen und

ganztagsschulen und teilte mit , dass die repetenzzahlen in ganz¬

tagsschulen gegenueber normalschulen wesentlich geringer seien , in

der ganztagsschule ergaeben sich bessere Chancen fuer die ausbild-

dung f und die eitern wuerden entlastet , in jedem bezirk sollte es

eine ganztagsschule geben , schloss gabrielle traxler . ( and ) ( forts . )

0840
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kommunal:
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wiener gemeinderat ( 28 ) :
rechnungsabschluss ( schtuss)

37 wien , 25 . 6 « ( rk ) in Oesterreich werden zwei modelle ange-
boten , um die kinder auch am nachmittag paedagogisch betreuen zu
koennen : die ganztagsschule und die tagesheimschule , es ist be¬
dauerlich , so gr . dr , p e t r i k ( oevp ) dass die Stadtverwaltung
allein schulversuche fuer die ganztagsschule durchfuehrt und sich
weigert den versuch tagesheimschule einzufuehren . die wiener eitern
haben dagege bei einer Untersuchung eine praeferenz fuer die tages¬
heimschule gezeigt , dr . petrik kritisierte weiter , dass der ver¬
such ganztagsschule de facto keiner wissenschaftlichen kontrolle

unterliegt.
vizebuergermeisterin gertrude froehlich - sand-

n e r ( spoe ) erklaerte , dass der besuch der ganztagsschule nicht
auf zwang beruht.

die Sozialisten haben niemals das eiternrecht angetastet , sie
sehen die ganztagsschule als hervorragende alternative , um bil-
dungsbarrieren abzubauen , ueber den schulversuch ganztagsschulen
gibt es kontrollen und berichte , man muss nur den weg in den Stadt¬
schulrat finden , um das in erfahrung zu bringen.

die Sitzung wurde kurz nach 20 uhr unterbrochen , die beratungen
ueber den rechnungsabschluss 1978 werden morgen , dienstag , im an-
schluss an die um 9 uhr beginnende landtagssitzung fortgesetzt.
( sei ) ( Schluss)
0842
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